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(Nr. 11915.) Geſetz über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften Vom 5. Mas 1920 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat das folgende Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


SE 
(1) Die Eigentümer von Moor-, Heides und ähnlichen Ländereien können 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu einer Genoſſenſchaft vereinigt werben, 
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die den Zweck hat, dieſe Ländereien nach einem einheitlichen Plane unter Ver . 


ſchaffung der Vorflut und gleichzeitiger Herſtellung der erforderlichen Wege, 
Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen in Acker, Wieſe, Weide oder Holzung 
umzuwandeln und nach Bedarf zu bewirtſchaften und zu nutzen. 

(2) Auf die Erhaltung von Naturdenkmälern und von Naturſchutzgebieten 
iſt tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 2 

() Das Genoſſenſchaftsgebiet kann in mäßigem Umfang auf andere 
Ländereien ausgedehnt werden, ſoweit deren Zuziehung zur Herſtellung beſſerer 
Grenzen oder zu einer erheblich beſſeren Bewirtſchaftung erforderlich erſcheint. 
Solche Ländereien nehmen an den Koſten der Bodenverbeſſerung nicht teil. 


982. 

() Das Verfahren zur Bildung der Genoſſenſchaft wird durch den Präſi⸗ 
denten des Landeskulturamts geleitet, der auch bis zum Abſchluſſe der Boden⸗ 
verbeſſerung und des etwa einzuleitenden Umlegungsverfahrens die Aufſicht über 
die Genoſſenſchaft führt. 

(2) Dem Verfahren iſt ein Plan zugrunde zu legen, der enthalten muß: 

1. die Bezeichnung der Grenzen des Genoſſenſchaftsgebiets, 

2. die Darſtellung der Bodenverhältniſſe 
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die erforderlichen Zeichnungen und Erläuterungen; 

; 91955 Koſtenüberſchlag 
die Bezeichnung der Grundflächen, die außerhalb des Genoſſenſchafts⸗ 
gebiets zur Beſchaffung oder Erhaltung der Vorflut, zur Herſtellung 
der Verbindung mit der nächſten fahrbaren Straße oder einem Waſſer⸗ 
lauf erſter Ordnung oder zur Durchleitung von Entwäſſerungs⸗ oder 
Bewäſſerungsanlagen erforderlich ſind. 
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8 3. 


() Der Präſident des Landes kulturamts ernennt einen Kommiſſar zur 


Verhandlung mit den Beteiligten. 


(2) Der Kommiſſar entwirft die Satzung und beſchafft die im § 2 Abſ. 2 
bezeichneten Plangrundlagen, ſoweit ſie noch nicht vorhanden ſind. 

x (3) Zur Beratung des Satzungsentwurfes beraumt der n einen 

Termin an 5 1 min). 

0) Der Anhörungstermin iſt mindeſtens vier Wochen vorher in den Kreis⸗ 
blättern cs in ortsüblicher Weiſe in allen Gemeinden, auf die ſich das 
genoſſenſchaftliche Unternehmen erſtrecken ſoll, öffentlich bekannt zu machen. Den 
einzelnen Beteiligten ſoll eine Abſchrift der Bekanntmachung durch die Poſt zu⸗ 
geſandt werden. 

(6) Der Plan und der Satzungsentwurf find vor dem Anhörungstermin 
offenzulegen, Ort und Zeit der Offenlegung ſind in der e Bekannt⸗ 
machung mitzuteilen. 


SA. 

(1) In dem Anhörungstermin hat der Kommiſſar die Beteiligten Aber den 
Zweck des genoſſenſchaftlichen Unternehmens, über den Plan und über den 
Satzungsentwurf zu unterrichten und zu hören. 

) Etwaige Einwendungen find, erforderlichenfalls nach Anhörung oder 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen, mit den durch die Einwendungen Be⸗ 
troffenen zu erörtern. Zu dem Zwecke können die Zuſtimmenden und Wider⸗ 
ſprechenden getrennt nach einfacher Stimmenmehrheit der im Termin Erſchienenen 
Bevollmächtigte wählen, deren Zahl der Kommiſſar nach . der Er⸗ 
ſchienenen beſtimmt. 


(3) Zur Erörterung der Einwendungen iſt ein neuer Termin anzuberaumen, 
der öffentlich bekannt zu machen iſt. Zu dieſem Termin ſowie zu etwaigen vom 
Kommiſſar für notwendig erachteten weiteren Terminen (Ausgleichsterminen) ſind 
die von den Beteiligten gewählten Bevollmächtigten zu laden. Die übrigen 
Beteiligten ſind ebenfalls berechtigt, an den Verhandlungen ſich zu beteiligen; 
ſtimmberechtigt ſind aber nur die Bevollmächtigten. Die erſchienenen Bevoll⸗ 
mächtigten ſind beſchlußfähig. Soweit Bevollmächtigte nicht gewählt ſind, ſind 
die erſchienenen Beteiligten ſtimmberechtigt und beſchlußfähig. 


BE ae 


9 5. 
(1) Die beſchloſſene Satzung bedarf der Genehmigung des Miniſters für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


(2) Kommt eine Einigung über die Satzung auch in Ausgleichsterminen 
nicht zuſtande, jo hat der Kommiſſar die Verhandlungen unverzüglich der Spruch⸗ 
kammer des Landeskulturamtes zu unterbreiten. Dieſe hat binnen einem Monat 
unter Berückſichtigung der erhobenen Einwendungen über die Nützlichkeit und 
Zweckmäßigkeit des genoſſenſchaftlichen Unternehmens, über den Plan und über 
den Satzungsentwurf zu beraten und Beſchluß zu faſſen. Die durch Beſchluß 


der Spruchkammer feſtgeſtellte Satzung gilt als von den Beteiligten beſchloſſen 


(Abſ. 1). Hat die Spruchkammer beſchloſſen, eine Satzung nicht n ee e 
kann der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten die Satzung erlaſſen. 

(2) Mit der Genehmigung oder dem Erlaß der Satzung entſteht bie 
Genoſſenſchaft. 

§ 6. 

Die Satzung iſt koſtenfrei in den Amtsblättern 992 nach dem Er meſſen 
der Aufſichtsbehörde ganz oder auszugsweiſe auf Koſten der Genoſſenſchaft in 
den Kreisblättern bekannt zu machen. 


8 
Satzungsänderungen können mangels anderweiter Beſtimmungen der 
Satzung von der Mitgliederverſammlung mit Stimmenmehrheit beſchloſſen werden 
Sie bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten und ſind Se $ 6 bekannt zu machen. 


g8. 
(1) Die Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus einer 
oder aus mehreren Perſonen beſtehen, von denen eine den Vorſitz führt. Der 
Vorſtand wird von den Genoſſen gewählt. 

(2) Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Mitglieder des Vorſtandes, die ſich 
einer Pflichtverletzung ſchuldig machen oder zur Führung der Geſchäfte der 
Genoſſenſchaft ungeeignet 'ſind, ihres Amtes zu entſetzen. Sie kann alsdann die 
Geſchäfte des Vorſtandes dem Vorſtand einer Gemeinde oder dem Kreisausſchuß 
eines Kreiſes übertragen, zuͤ deren Bezirke das Genoſſenſchaftsgebiet ganz oder 
teilweiſe gehört. Dirſe find zur Übernahme und Führung der Vorſtandsgeſchäfte 
verpflichtet. Die Aufſichtsbehörde kann dafür eine angemeſſene Entſchädigung 
feſtſetzen. 

(3) Die auf Amtsentſetzung lautende Verfügung kann binnen zwei Wochen 
durch Klage beim Oberverwaltungsgericht angefochten werden. Bis zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Klage bleibt das Vorſtandsmitglied von den Amtsgeſchäften 
enthoben. i 
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99. 

() Die Genoſſenſchaft ſteht unter der Aufſicht des Staates. Die Aufſicht 
wird von dem Regierungspräſidenten, in deſſen Bezirke die Genoſſenſchaft ihren 
Sitz hat, in zweiter Inſtanz von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten geführt. 

(2) Die Aufſicht beſchränkt ſich auf die ordnungsmäßige Ausführung, Unter⸗ 
haltung und Wiederherſtellung der genoſſenſchaftlichen Anlagen ſowie darauf, 
daß die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft in Übereinſtimmung mit den Geſetzen 
und der Satzung verwaltet werden. 

() Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar 
durchzuſetzen. 5 g 

9 10. 

(1) Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, auf den zu ihr gehörenden Grund⸗ 
ſtücken die zur Erfüllung des Genoſſenſchaftszwecks erforderlichen Arbeiten aus⸗ 
zuführen und die genoſſenſchaftlichen Anlagen zu erhalten. 

(2) Im Streitfalle beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Arbeit zur Er⸗ 
füllung des Genoſſenſchaftszwecks erforderlich iſt. Gegen den Beſchluß iſt binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zuläſſig. 

(2) Die Genoſſen können von der Genoſſenſchaft Erſatz verlangen für den 
Schaden, der für ſie durch die Ausführung des genoſſenſchaftlichen Unternehmens 
entſteht. Dabei iſt der ihnen aus dem Unternehmen erwachſende Vorteil zu 
berückſichtigen. Beträgt die Erſatzſumme mehr als einhundert Mark, ſo ſind der 
Artikel 52 und der Artikel 53 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ſowie der § 47 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 221) anzuwenden. 


8 11. 


() Iſt bei Bildung der Genoſſenſchaft ein zu ihr gehörendes Grundſtück 
verpachtet oder vermietet, ſo kann der Pächter oder Mieter das Pacht⸗ oder Miet⸗ 
verhältnis innerhalb eines Jahres nach dem Entſtehen der Genoſſenſchaft ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen. Der Pächter hat während der Dauer 
des Pachtverhältniſſes an Stelle der Ausübung feines Pachtrechles Anſpruch auf 
die dem Verpächter nach der Satzung und den Beſchlüſſen der Mitgliederver⸗ 
ſammlung zuſtehenden Nutzungen und iſt dieſem gegenüber verpflichtet, die Ge⸗ 
nofjenfchaftslaften zu tragen. 


(2) Iſt der Vertrag vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen, fo 


kann der Pächter oder Mieter, wenn er von dem Kündigungsrecht aus Abſ. 1 


Satz 1 Gebrauch macht, von der Genoſſenſchaft Erſatz des Schadens verlangen, 
der ihm durch die vorzeitige Auflöſung des Pacht- oder Mietverhältniſſes entſteht. 
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(3) Steht die Nutzung des Grundſtücks einem Dritten auf Grund eines 
Rechtes am Grundſtücke zu, ſo ſind die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 über das 
Pachtverhältnis mit der Maßgabe entſprechend anzuwenden, daß an die Stelle der 
Kündigung der Verzicht auf das Recht tritt. 


$ 12. 

Die Genoſſen nehmen an den Genoſſenſchaftslaſten und den Nutzungen 
ſowie am Stimmrechte nach Verhältnis der Fläche ihrer Genoſſenſchaftsgrundſtücke 
teil, wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt. Jeder beitragspflichtige Genoſſe 
muß mindeſtens eine Stimme haben. 


813. 
Neben den $$ 1 bis 12 dieſes Geſetzes find die §§ 208, 209, der § 212 
Abſ. 2 bis 4, die 86 213 bis 216, 218 bis 221, 223, 224, 226 bis 228, 
der § 229 Abſ. 1, die §§ 230, 232 bis 235, 237, 239 bis 243, der § 248 
Satz 2 und die §§ 250, 261, 262, 271 bis 273, 278 bis 282 des Waſſer⸗ 
geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) entſprechend anzuwenden. In 
den Fällen der §§ 278 und 279 tritt an die Stelle des Regierungspräſidenten 
der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 8 
8 14. 8 
() Bei gemeinſchaftlicher Bewirtſchaftung und Nutzung der zur Genoſſen⸗ 
ſchaft gehörenden Grundſtücke hat jeder Genoſſe, mangels anderweiter Beſtimmungen 
der Satzung oder anderweiter Vereinbarung mit dem Vorſtande, Anſpruch auf 
den ſich am Ende des Wirtſchaftsjahres ergebenden Reinertrag ſeines Grundſtücks. 
Der Genoſſe kann verlangen, daß ihm ſeine Ländereien, die von der Genoſſenſchaft 
bewirtſchaftet werden, nach der Ernte oder nach Aufhören des Weidebetriebes 
ganz oder teilweiſe wieder zur eigenen Bewirtſchaftung und Nutzung überlaſſen 
werden, wenn und ſolange dadurch die wirtſchaftliche Nutzung der übrigen Ge⸗ 
noſſenſchaftsgrundſtücke nicht erheblich beeinträchtigt wird. An den Koſten, die 
durch die gemeinſchaftliche Bewirtſchaftung der den anderen Genoſſen gehörenden 
Grundſtücke entſtehen, ſowie an deren Nutzungen nimmt der Genoſſe nicht teil. 
(2) Hat die genoſſenſchaftliche Bodenverbeſſerung Anlaß zur Einleitung eines 
Verfahrens zur wirtſchaftlichen Umlegung der Grundſtücke oder zur Anderung der 
kommunalen Zugehörigkeit von Grundſtücken geboten, ſo kann der Antrag des 
Genoſſen auf Überlaſſung ſeiner Grundſtücke zur eigenen Bewirtſchaftung und 
Nutzung während der Dauer des Verfahrens abgelehnt werden. 
(3) Bei Streitigkeiten beſchließt der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß 
iſt endgültig. 
8 
() Die Genoſſenſchaft hat das Recht, die im § 2 Abſ. 2 Nr. 5 bezeichneten 
Grundflächen gegen angemeſſene Entſchädigung zu enteignen. Für die Enteignung 
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gelten die Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. 


S. 221) mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten tritt. 

(2) Bis zum Erlaſſe des Enteignungsbeſchluſſes können die Eigentümer ver⸗ 
langen, daß ſie ohne Beteiligung an den Laſten und Nutzungen der Genoſſenſchaft 
in dieſe als Genoſſen aufgenommen werden. 


$ 16. 

Gehören Ländereien der im § 1 bezeichneten Art einer bereits beſtehenden 
öffentlichen Waſſergenoſſenſchaft oder einer auf Grund der Verordnung vom 
7. November 1914 (Geſetzſamml. S. 165) gebildeten Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft 
an, fo kann die Ausdehnung des Genoſſenſchaftszwecks auf die Zwecke des § 1 
von der Mitgliederverſammlung (dem Ausſchuſſe) mit Stimmenmehrheit beſchloſſen 
oder von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten nach Anhörung 
der Beteiligten gemäß § 2 Abſ. 1, §§ 3,4 angeordnet werden; zugleich kann in 
derſelben Weiſe die Satzung dahin geändert werden, daß die §§ 7, 8, 9, 12 An⸗ 
wendung finden. Iſt der Genoſſenſchaftszweck ausgedehnt, fo gelten die §9 6, 
10, 11, 14 entſprechend. > 
$ 17, 

) Für die Einleitung eines Verfahrens zur wirtſchaftlichen Umlegung 
von Grundſtücken, die einer nach § 1 gebildeten Genoſſenſchaft oder, wenn der 
Genoſſenſchaftszweck auf die Zwecke des § 1 gemäß § 16 ausgedehnt iſt, einer 
öffentlichen Waſſergenoſſenſchaft oder einer auf Grund der Verordnung vom 
7. November 1914 (Geſetzſamml. S. 165) gebildeten Bodenverbeſſerungsgenoſſen⸗ 
ſchaft angehören, bedarf es, ſofern der Genoſſenſchaftsvorſtand aus mehreren 
Perſonen beſteht, nur ſeines von der Aufſichtsbehörde genehmigten Beſchluſſes. 

(2) Die Auscinanderſetzungsbehörde iſt bei Abgrenzung des Umlegungsbezirks 


an Feldmarks⸗ oder Gemarkungsgrenzen oder an Feldabſchnitte nicht gebunden. 


() Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Umlegung von Grund⸗ 
ſtücken, die bereits einem Umlegungsverfahren unterlegen haben, bleiben außer 
Anwendung. 

N $ 18. = 

Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der Miniſter 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten führt das Geſetz aus. 


Berlin, den 5. Mai 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


ne 


(Nr. 11916.) Verordnung wegen Abänderung des § 11 der Verordnung vom 25. Mai 1887, 
betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, in der Faſſung 
der Verordnung vom 20. Mai 1898. Vom 19. Mai 1920. 


Dr Preußiſche Staatsregierung verordnet hiermit, was folgt: 


Artikel J. 
An Stelle des $ 11 der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die 
Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung (Geſetzſamml. S. 169), in der 
Jaſſung vom 20. Mai 1898 Geſetzſamml. S. 115) tritt folgende Vorſchrift: 


5 aa 
Den zu den Sitzungen der Provinzial⸗Medizinal⸗Kollegien und der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen von auswärts einberufenen Ver⸗ 
kretern der Ärztekammern find Tagegelder und Fahrkoſten aus der Staatskaſſe 
zu gewähren. 
An Tagegelder erhalten ſie: 
1. für die Teilnahme an den Beratungen der Wiſſenſchaftlichen Deputation 
für das Medizinalweſen 36 Mark; 
2, für die Teilnahme an den Sitzungen der Provinzial⸗Medizinal⸗Kollegien 
30 Mark. 
f An Fahrkoſten ſind ihnen die den Beamten der vierten Rangklaſſe zu⸗ 
ſtehenden Sätze zu gewähren. 
Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1919 ab in Kraft. 
Berlin, den 19. Mai 1920. - 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11917.) Verordnung über die Umwandlung der Bezeichnung „Landgendarmerie“ in die 
i Bezeichnung „Landjägerei“. Vom 21. Juni 1920. 


8 Preußiſche Staatsregierung verordnet im Anſchluß an das Dienſteinkommens⸗ 
geſetz vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 189), was folgt: 

An Stelle der Bezeichnung „Landgendarmerie“ tritt die Bezeichnung 
„Landjägerei“. Demgemäß werden erſetzt: 


die bisherigen Bezeichnungen durch die neuen Bezeichnungen 
Gendarmerieſtation 5 Landjägeramt 
Gendarmerieberitt Landjägerabteilung 


Gendarmerieoffizierdiſtrikt Landjägerbezirk 
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Gendarmeriebrigade 
Gendarmerieſchule 
Bekleidungskommiſſion der Land⸗ 
gendarmerie 
Korps der Landgendarmerie 
Pförtner bei der Landgendarmerie 
Aushilfegendarm 
Erſatzgendarm 
Gendarmerieanwärter im Dienſte 
Gendarm auf Probe 
Hilfsgendarm 
Gendarmeriewachtmeiſter 
(Beſoldungsgruppe 4) 
Gendarmeriewachtmeiſter in gehoben 
Stelle i 
(Beſoldungsgruppe 5) 
Gendarmerieoberwachtmeiſter 
(Beſoldungsgruppe 6 und 7) 
Gendarmerie⸗Zahlmeiſter und Gen⸗ 
darmerie⸗Regiſtrator 
(Beſoldungsgruppe 7) 
Gendarmerie⸗Zahlmeiſter und Gen⸗ 
darmerie⸗Regiſtrator in gehobener 
Stelle 
(Beſoldungsgruppe 8) 
Gendarmeriediſtriktsoffizier 
Kommandeur der Gendarmerieſchule 
Gendarmeriebrigadier 
Chef der Landgendarmerie 


Landjägerbrigade 
Landjägerſchule 
Bekleidungsamt der Landjägerei 


Landjägerkorps 

Hausmeiſter bei der Landjägerei 
Aushilfelandjäger 
Erſatzlandjäger 
Landjägeranwärter im Dienſte 
Landjäger auf Probe 
Hilfslandjäger 

Landjäger 


Dberlandjäger 


Landjägermeiſter 


Landjägeroberſekretär 


Landjägeroberſekretär als Büro⸗ 
vorſteher 


Landjägerrat 

Leiter der Landjägerſchule 
Brigadier der Landjägerei 
Chef der Landjägerei. 


Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Berlin, den 21. Juni 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. 
Oeſer. 


Fiſchbeck. 


Redigiert 


Haeniſch. 
Stegerwald. Severing. 


am Zehnhoff. 


Lüdemann. 


j : im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bi 1888 zu 


6,25 & und 1884 bis 1913 zu 4,60 &) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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